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25 Kilometer von Braunschweig 
In Sachsen-Anhalt entsteht das Szenario einer rechtsextremistischen Bildungspolitik 
 
Die aktuelle Insa-Umfrage von 
Mitte Juli 2026 rechnet mit einem 
sehr deutlichen Wahlsieg der 
AfD (41%) vor der CDU (24%) und 
den Linken (14%) bei der Land-
tagswahl in Sachsen-Anhalt am 
06.09.2026. Alle anderen Par-
teien (SPD, GRÜNE, FDP und 
BSW) könnten knapp an der 5%-
Hürde scheitern.  
 
Der Einzug zumindest einer die-
ser vier Parteien ist wahrschein-
lich und würde dazu führen, dass 
die AfD wohl keine absolute 
Mehrheit der Sitze erreichte und 
nicht aus eigener Kraft den Mi-
nisterpräsidenten stellen 
könnte. In einem Landtag aus 
drei Parteien jedoch würde mög-
licherweise Ulrich Siegmund 
(AfD) Ministerpräsident. Be-
trachten wir also Personen, Posi-
tionen und Perspektiven. 

Hans-Thomas Tillschneider 
Zwar arbeitet die AfD ohne 
Schattenkabinett und hat daher 
auch keinen designierten Kultus-
minister. Dennoch gilt der aner-
kannte promovierte Islamwis-
senschaftler Hans-Thomas 
Tillschneider als bildungspoliti-
scher Sprecher und damit auch 
als Meinungsführer für die Kul-
tuspolitik seiner Partei. Till-
schneider wird aufgrund seiner 
Aktivitäten im inzwischen aufge-
lösten „Flügel“, der völkisch-
deutschnationalen „Patrioti-
schen Plattform“ und der Identi-
täten Bewegung als profilierter 

Akteur der Neuen Rechten seit 
2020 vom Verfassungsschutz be-
obachtet. Durch Reisen in die 
von Russland besetzten ukraini-
schen Gebiete und durch regel-
mäßige publizistische Aktivitä-
ten unterstützt Tillschneider 
explizit die russische Außenpoli-
tik und die Propaganda des 
Kreml. 
 
Tillschneider hat in Reden und 
Videos, von denen Dutzende auf 
youtube verfügbar sind, wieder-
holt antifeministische, migrati-
ons- und diversitätsfeindliche 
Positionen vertreten und die 
„Sakralisierung des Holocaust“ 
als „hochgradig irrational“ be-
zeichnet (WIKIPEDIA). Das von 
ihm vertretene Konzept der mul-
tipolaren Weltordnung stellt uni-
verselle Menschenrechte in-
frage. Bekannt wurde 
Tillschneider auch durch die 
Nutzung des Wehrmacht-Mottos 
„Gott mit uns“, durch die Repro-
duktion antisemitischer Ver-
schwörungstheorien und eine 
ausgeprägt militante Rhetorik.  
 
So nennt Tillschneider auf seiner 
Homepage den Bildungsauftrag 
des Landes Sachsen-Anhalt (§1 
SchG LSA) „toxisch“ und spricht 
im Zusammenhang von „Auslän-
dergewalt“ von „Migrantenkin-
derbanden“. Aufgrund der Leitli-
nien der Deutschen 
Bischofskonferenz von 2025 zum 
„Umgang mit der Vielfalt sexuel-
ler Identität in der Schule“ be-
zeichnet Tillschneider diese als 

„Hort der Häresie“ und dessen 
Vorsitzenden Georg Bätzing an-
gesichts von dessen Warnung 
vor der AfD als „vom Teufel ge-
schickt“. Tillschneider kenn-
zeichnet den gerade verstorbe-
nen Philosophen Jürgen 
Habermas als „einen der größten 
Feinde der deutschen Nation“ 
und die Antifa als die „Affen, die 
zu unserer Musik tanzen“. 
 
Wie GEISLER et al. (2026) gezeigt 
haben, ist Tillschneider kein Ein-
zelfall. Unter den Wahlkreiskan-
didaten der AfD in Sachsen-An-
halt „finden sich ein früherer 
Stasi-Hauptmann und ein verur-
teilter Urkundenfälscher; dazu 
Männer, die mit Neonazis de-
monstrierten und in der rechts-
extremen Kameradschaftsszene 
aktiv gewesen sein sollen.“ (S. 
28). 

Bildungspolitik 
Das Regierungsprogramm der 
AfD Partei nimmt vor allem die 
Schulform des Gymnasiums in 
den Blick. Die AfD möchte das 
Gymnasium auf etwa 25% eines 
Jahrgangs begrenzen und ver-
bindliche Schullaufbahnemp-
fehlungen bei strengen Maßstä-
ben der Leistungsbewertung 
wieder einführen. Haupt- und 
Realschule sollen integrierte Sys-
teme ersetzen. Für nichtgymna-
siale Schulformen ist eine Päda-
gogische Hochschule anstelle 
der bisherigen akademischen 
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Lehrkräfteausbildung vorgese-
hen. Innerhalb dieser Schul-
struktur sind die folgenden bil-
dungspolitischen Maßnahmen 
zentral.                               

Inklusion und Integration 

Das AfD-Programm fordert ex-
plizit den Abschied von inklusi-
ver Pädagogik zugunsten einer 
Trennung „normaler“ von „be-
hinderten“ Kindern. Schulunter-
richt für geflüchtete Kinder ist le-
diglich aus humanitären 
Gründen vorgesehen, sofern die 
Eltern „vorerst“ (S. 65) nicht aus-
reisepflichtig sind und dieser 
Unterricht in „Sonderklassen“ 
erteilt wird. Damit sollen der vor-
übergehende Charakter des Auf-
enthalts vermittelt und „Belas-
tungen […] für unsere Kinder“ (S. 
65f.) vermieden werden.  Lehr-
kräfte dieser „Sonderklassen“ 
sollen möglichst selbst Geflüch-
tete sein und die Inhalte sollen 
im Sinne der Rückführung an 
den Bedarfen der Heimatländer 
orientiert sein. 

Keine Schulpflicht 

Auf der Grundlage einer „Wahl-
freiheit zwischen Schul- und 
Hausunterricht“ bricht das Pro-
gramm der AfD mit der Schul-
pflicht: „Das Recht auf Hausun-
terricht ist als Elternrecht zu 
begreifen, die Bildung der Kin-
der als Pflicht und der Schulbe-
such als Angebot.“ (S. 64). Damit 
soll die „Einmischung“ des Staa-
tes in die (politische) Erziehung 
der Kinder begrenzt werden. 
 
 

Schulverfassung 

Das Regierungsprogramm defi-
niert Schule (und Wirtschaft) als 
einen Bereich, „wo das demokra-
tische Prinzip fehl am Platze 
wäre (S. 64). Damit wird nicht 
nur die Teilhabe von Schülerin-
nen und Schülern zurückgewie-
sen, sondern auch das Prinzip 
der Eigenverantwortung der 
Schule.  
 
Stattdessen sollen Entscheidun-
gen von „Sachverständigen“ in 
Ministerien getroffen werden. 
Ferner will die AfD „erweiterte 
Appellationsrechte für Eltern 
und Schülern [sic!] schaffen und 
am Bildungsministerium eine 
Beschwerdestelle mit erhöhter 
Sichtbarkeit einrichten“ (S. 65). 

Meinungsvielfalt 

Dass Lehrkräfte nach dem Beu-
telsbacher Konsens das Recht 
haben, ihre politische Meinung 
auch im Unterricht zu äußern, 
solange sie das Überwältigungs-
verbot beachten, Mehrperspekti-
vität ermöglichen und zur Teil-
habe befähigen, wird nicht 
bestritten. Dieser Sachverhalt ist 
ausgesprochen bemerkenswert. 
Eben darum soll der Beutelsba-
cher Konsens zu einem Neutrali-
tätsgebot erweitert werden.  
 
Projekte wie „Schule ohne Ras-
sismus – Schule mit Courage“ 
sollen ebenso verboten werden 
wie die Regenbogenflagge als 
Zeichen der „LQBTQ-Bewegung“ 
[sic!]. Stattdessen ist eine stän-
dige Beflaggung mit der Deutsch-
landfahne ebenso vorgesehen 

wie das Singen der National-
hymne bei feierlichen Gelegen-
heiten. 

Gewalt an Schulen 

In diesem Bereich nennt das Re-
gierungsprogramm ausschließ-
lich reaktive Maßnahmen wie 
die Einführung privater Wach-
dienste und maximale Härte des 
Strafrechts gegen strafmündige 
Gewalttäter. Minderjährige sol-
len schneller als bisher an „Spe-
zialschulen für Gewalttäter“ ver-
wiesen werden (S. 68).  

Unterrichtsinhalte 

Neben einer Stärkung des Rus-
sisch-, Sport- und Schwimmun-
terrichts, der „Heilpflanzenpä-
dagogik“ und des „Heimat-
kundeunterrichts“ (S. 58) wird 
die Einführung von Informatik 
als Pflichtfach gefordert. Hier 
soll u.a. die „Anwendung von 
Standartsoftware“ [sic!] eingeübt 
werden. Auch wenn das AfD-Pro-
gramm nur im Fach Geschichte 
konkrete curriculare Änderun-
gen vorsieht, betreffen zahlrei-
che Aussagen auch die Inhalte 
anderer Fächer: 
 
• Der Geschichtsunterricht 

soll das Idealbild der antina-
poleonischen „Völker-
schlacht“ (1813) und des 
Deutschen Kaiserreiches 
(1871) vermitteln (an ande-
rer Stelle: „Mehr Bismarck, 
weniger Hitler“). Auf seiner 
Homepage spricht Till-
schneider von den „Stern-
stunden und den Hochzeiten 
der deutschen Geschichte in 
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Sachsen-Anhalt“, Spitzen-
kandidat Siegmund von ei-
ner Erziehung der Schulkin-
der „im Geiste der Liebe zu 
Volk und Heimat“ (GEISLER et 
al., S. 29). 

• Die Naturwissenschaften be-
trifft die Distanzierung vom 
„angeblich menschenge-
machten Klimawandel“ (S. 
109). 

• Die kulturpolitische Orien-
tierung am Ungarn der ver-
gangenen Ära Orban fokus-
siert ebenfalls unterrichts-
relevant „deutsche Kunst“ 
(S. 48). 

• Die Abgrenzung von gender-
sensibler Sprache mündet in 
die Forderung „Vernünftiges 
Deutsch durchsetzen!“ 

• In den Sozial- und Geistes-
wissenschaften distanziert 
sich die AfD von postkoloni-
alistischer Wissenschaft 
ebenso wie von den „Gender 
Studies“ in der Tradition von 
Judith Butler u.a. 

Ein Szenario 
Stellen wir uns ein von Hans-
Thomas Tillschneider geführtes 
Bildungsministerium in Magde-
burg vor? Das Szenario ist mög-
lich, aber vor allem erkenntnis-
fördernd.  

Verletzung übergeordneter 
Rechtsnormen 

Eine nach den o.g. Prinzipien ge-
arbeitete Schulgesetznovelle 
dürfte in wesentlichen Punkten 
selbst rechtswidrig sein: So ver-
stieße die generelle Erlaubnis 
von Hausunterricht nach LISCHE-
WSKI (2026) zwar nicht gegen GG 

Art. 7 (staatliche Schulaufsicht), 
sehr wohl aber gegen Art. 25 Abs. 
2 der Landesverfassung Sachsen-
Anhalts (Schulpflicht), v.a. aber 
gegen den staatlichen Schutzauf-
trag für Kinderrechte und Kin-
deswohl (letztlich GG Art. 2). Die 
Einführung eines Neutralitätsge-
botes für Lehrkräfte könnte ei-
nen ungerechtfertigten Eingriff 
in den Schutzbereich von GG Art. 
5 darstellen (Recht auf freie Mei-
nungsäußerung).  
 
Eine Aufhebung von Inklusion 
gegen die UN-Behinderten-
rechtskonvention Art. 24 wäre 
sogar völkerrechtswidrig. Folg-
lich würden die entsprechenden 
Maßnahmen einer Überprüfung 
durch Verwaltungsgerichte vo-
raussichtlich nicht standhalten.  
 
Die Aufhebung der allgemeinen 
Schulpflicht würde überdies ei-
nen Rückfall in das Jahr 1717 und 
damit eine Abkehr von einer pro-
gressiven, ursprünglich preußi-
schen Tradition bedeuten. 

Regressive Steuerungsmodelle 

Die Vorstellung einer zentralen 
Steuerung des gesamten Bil-
dungssystems aus einem fach-
kundigen Ministerium heraus 
und ohne das Prinzip der Eigen-
verantwortung von Schulen folgt 
einer anachronistischen und un-
wirksamen Steuerungsfantasie, 
von der sich alle Bundesländer 
seit einer Generation verabschie-
det haben, Sachsen-Anhalt am 
01.08.2005.  
 
Der Rückgriff auf historisch 
überholte Lösungskonzepte folgt 
offensichtlich der romantisch-

nostalgischen Sehnsucht nach 
einer Zeit, in der die Komplexi-
tätsüberforderung der Gegen-
wart vermeintlich noch nicht ge-
geben war.  

Alternative Fachwissenschaft 

Die curricularen Vorstellungen 
der AfD sind im Kern völkisch-
essenzialistisch und damit vor-
wissenschaftlich. Einer Person 
oder einer Gruppe, einem Sach-
verhalt oder einem Phänomen 
wird eine Eigenschaft als we-
senseigen und unveränderbar 
unterstellt.  
 
• So übersteht die Annahme 

einer „deutschen Kunst“ 
kein Proseminar in Kunstge-
schichte.  

• Der Linguistik ist eher un-
klar, was genau „vernünfti-
ges Deutsch“ sein könnte. 
Dagegen hätte sie das AfD-
Regierungsprogramm in 
Sachsen-Anhalt zügig als 
weitgehend dysgramma-
tisch und orthografischen 
Substandard identifiziert.  

• Schließlich folgt das Postulat 
„Mehr Bismarck – weniger 
Hitler“ dem Ansatz einer 
Herauslösung des National-
sozialismus als Betriebsun-
fall der deutschen Ge-
schichte, der geschichts-
wissenschaftlich nicht ernst-
haft verfolgt wird. Nicht erst 
seit Sebastian Haffners „Von 
Bismarck zu Hitler“ (1987!) 
befassen sich Expertinnen 
und Experten eher mit den 
Kontinuitäten und Brüchen 
der deutschen Geschichte 
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und erweitern die Perspek-
tive gleichzeitig über die Na-
tionalgeschichte hinaus. 

 
Stellen wir uns Abiturientinnen 
und Abiturienten aus Magdeburg 
oder Dessau vor, die in der Ver-
ehrung Bismarcks unterrichtet 
wurden, den Klimawandel zu be-
streiten gelernt haben und fest 
an eine biblisch fundierte Biolo-
gie der Zweigeschlechtlichkeit 
glauben?  
 
Die Kultusministerkonferenz 
müsste sich mit der Frage der 
Anerkennung von Abschlüssen 
befassen. Hochschulreife wäre 
das nicht. 

Machbarkeits-Check 

Das AfD-Regierungsprogramm 
enthält generell keine Aussagen 
zur Machbarkeit oder Gegenfi-
nanzierung einzelner Maßnah-
men oder zu unerwünschten Ne-
benfolgen. An einzelnen 
Beispielen: 
 
Für populäre Forderungen wie 
die nach Lehrmittelfreiheit oder 
dem Erhalt von Grundschulen 
mit 40 Kindern gibt es kein Fi-
nanzierungsmodell. Auch für 
den angekündigten vierstündi-
gen Sportunterricht in jedem 
Jahrgang fehlen Aussagen zur 
Kürzung anderer Fächer in der 
Stundentafel. Dass für den ge-
stärkten Russischunterricht 
keine Fachlehrkräfte zur Verfü-
gung stehen, wissen die Autoren. 
Hier soll auf Muttersprachler zu-
rückgegriffen werden. Einzig für 
eine Unterrichtsversorgung un-
ter 90% hat die AfD eine Antwort: 

Schulleitungen sollen die Klas-
senobergrenzen erhöhen. 
 
Besonders brisant ist die Folgen-
abschätzung für die Aufhebung 
der inklusiven Beschulung. Zwar 
hat Sachsen-Anhalt auch bisher 
eine vergleichsweise geringe In-
klusionsquote. Dennoch müss-
ten mehr als 5000 Schülerinnen 
und Schüler an Förderschulen 
beschult werden, die bisher Re-
gelschulen besuchen. Für viele 
Förderschwerpunkte stehen 
diese Förderschulen in dem Flä-
chenstaat aber nicht wohnort-
nah zur Verfügung.  
 
Während in Halle (Saale) oder 
Magdeburg alle Förderschwer-
punkte erreichbar sind, hätte ein 
Kind mit dem Förderschwer-
punkt Sehen aus Gardelegen im 
Altmarkkreis einen Schulweg 
nach Halle von 140 km, eines mit 
dem Schwerpunkt Hören aus Os-
ternburg im Landkreis Stendal 
führe 170 km mit dem Bus. Beide 
Förderschwerpunkte lassen sich 
dagegen inklusiv besonders gut 
umsetzen. Gänzlich unrealis-
tisch ist die Aufhebung der Inklu-
sion für das Jerichower Land, 
Dessau-Roßlau und den Altmark-
kreis Salzwedel. 

Unerwünschte Negativeffekte 

Unberücksichtigt lässt das Regie-
rungsprogramm unerwünschte 
Negativeffekte: Von den etwa 
16000 Lehrkräften in Sachsen-
Anhalt ist etwa die Hälfte verbe-
amtet und hat einen Eid auf die 
Landesverfassung geleistet. Ta-
rifbeschäftigte Lehrkräfte haben 
entsprechende Verpflichtungen 

unterschrieben. Diese Personen-
gruppe wird ein rechtsextremis-
tisches Regierungsprogramm 
nicht ohne weiteres mittragen. 
 
Auch bei den Beamtinnen und 
Beamten ist damit zu rechnen, 
dass viele von ihnen das Land 
verlassen würden. Wird ein Ver-
setzungsantrag nicht genehmigt, 
können sie kündigen und sich in 
einem anderen Bundesland neu 
bewerben. 
 
Einen Exodus besonders qualifi-
zierter, leistungsfähiger und leis-
tungsbereiter sowie mobiler und 
agiler Fachkräfte hat Sachsen-
Anhalt nach 1989 schon einmal 
erlebt. Das Institut der Deut-
schen Wirtschaft, die Deutsche 
Industrie- und Handelskammer 
und andere Verbände warnen 
seit Jahren vor den volkswirt-
schaftlichen Nebenfolgen des 
Fachkräftemangels in Ost-
deutschland, der auch auf das 
politische Klima zurückzuführen 
sei.  
 
Konkreter hat das Institut für 
Wirtschaftsforschung in Berlin 
die ökonomischen Auswirkun-
gen einer Umsetzung des AfD-
Programms als Szenario berech-
net. Für Sachsen-Anhalt rechnet 
Präsident Marcel Fratscher mit 
dem Verlust von 10.000 Arbeits-
plätzen sowie 1600 Euro Einkom-
mensverlust pro Kopf. Damit wä-
ren die Einkommensverluste in 
Sachsen-Anhalt doppelt so hoch 
wie im Bundesdurchschnitt. Die 
größten Verluste drohen ausge-
rechnet dort, wo die Anteile der 
AfD besonders groß sind: im Bur-
gendlandkreis, Mansfeld-Süd-
harz und im Salzlandkreis. 
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Eher verheerend für den Schul-
frieden dürfte sich auch die Etab-
lierung der von der AfD befeuer-
ten Beschwerdekultur auswir-
ken, die von tiefem Misstrauen 
gegenüber dem staatlichen Bil-
dungswesen und seinen Protago-
nisten geprägt ist und der Tradi-
tion der sog. Beschwerdeportale 
folgt. 

Folgerungen 
Die von der AfD skizzierte Bil-
dungspolitik würde die krisen-
hafte Unterrichtsversorgung 
rasch verschärfen. Sie ist in we-
sentlichen Teilen unwirksam, 
unrealistisch, ohne fachliche 
Grundlage und juristisch unhalt-
bar. Alles das könnte beruhigen. 
Sollte es aber nicht.  
 
Zu folgern wäre vielmehr „out of 
the box“ etwas ganz anderes: 
Dieses Regierungsprogramm 
soll gar nicht einer rationalen 
Steuerungslogik folgen. Es ak-
zeptiert Fachwissenschaft 
ebenso wenig als Grundlage poli-
tischen Handelns wie das Grund-
gesetz oder internationales 
Recht. Aus der Gesundheits-, Au-
ßen- oder Zollpolitik der USA 
wissen wir bereits, dass wir uns 
auch das vorstellen sollten, was 
jenseits unserer Begriffe liegt. 
Die Regierung Trump zeigt, wie 
risikobehaftet eine Politik sein 
kann, die Naturwissenschaft, 
Volkswirtschaftslehre oder in-
ternationales Recht schlicht ig-
noriert. 
 
Erinnern wir uns: Im April 2026 
unterbrach der AfD-Landesvor-
stand Felix Zietmann die Rede ei-

nes SPD-Politikers im Magdebur-
ger Landtag mit den Worten, die 
anderen Parteien müssten „im-
mer gewinnen“, die AfD aber 
„nur einmal“ (GEISLER et al. 2026, 
S. 30). 

Was ist zu tun? 
Das o.g. Szenario weist weit über 
Sachsen-Anhalt und auch über 
die neuen Bundesländer heraus. 
Auch das Nachbarland Nieder-
sachsen sollte hier sehr genau 
hinsehen. Bei aller Unterschied-
lichkeit der politischen Verhält-
nisse im Einzelnen sind jetzt – 
bei weitgehend stabilen demo-
kratischen Mehrheitsverhältnis-
sen – in allen Bundesländern die 
folgenden präventiven Maßnah-
men zum Schutz eines demokra-
tischen Schulsystems zu prüfen. 

Für einen Verfassungsrang des 
Bildungsauftrags 

Der Bildungsauftrag (§1 SchulG 
LSA, §2 NSchG) sollte Verfas-
sungsrang erhalten, solange de-
mokratische Parteien gemein-
sam über die erforderlichen 
Mehrheiten verfügen. Durch 
diese Rechtsnormenhebung 
wäre die Werteorientierung des 
Bildungsauftrags durch das Er-
fordernis einer 2/3-Mehrheit ge-
gen eine Änderung geschützt. 
Der SLVN wird dazu für Nieder-
sachsen einen konkreten Vor-
schlag vorlegen. 

Die Ebene der KMK 

Die Kultusministerkonferenz 
wäre damit zu befassen, wie sie 
ggfs. mit einem von der AfD ge-
führten Ministerium in einem 

Bundesland umgeht. Insbeson-
dere wäre ein Sanktionskatalog 
gegen ein rechtsextremistisch 
geführtes Bundesland zu entwi-
ckeln. Dieser sollte auch die 
Nichtanerkennung von Ab-
schlüssen prüfen. 

Die Rolle der Schulbehörden 

Obere und mittlere Schulbehör-
den (Kultus- oder Bildungsmini-
sterien sowie Bezirksregierun-
gen oder Landesschulämter) 
arbeiten naturgemäß im Rah-
men von Weisungen der Haus-
spitze. Gleichzeitig reden wir 
auch hier von verbeamteten und 
tarifbeschäftigten Mitarbeiten-
den mit einer Verpflichtung auf 
demokratische Landesverfas-
sungen und das Grundgesetz.  
 
Wäre ein Bildungsministerium 
von der AfD geführt, gäbe es eine 
Reihe von Handlungsmöglich-
keiten. Neben der Remonstra-
tion wären hier der Dienst nach 
Vorschrift und alle anderen For-
men professionellen Ungehor-
sams zu prüfen und als ultima ra-
tio auch an die Ausgestaltung 
von GG Art. 20 Abs. 4 zu denken 
(Widerstandsrecht).  
 
Entscheidend ist hier vermutlich 
vor allem die Rolle der Schulbe-
hörden zur Unterstützung ihrer 
demokratischen Schulen – und 
ihrer engagierten Schulleitun-
gen und Lehrkräfte. Der Fall des 
couragierten AfD-kritischen 
Lehrers Max Heckel aus Stendal 
hat gezeigt, dass seine Abmah-
nung durch das Landesschulamt 
auf das Konto der Rechtsextre-
misten eingezahlt hat. 
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Die Ebene der Einzelschule 

Die einzelne Schule sollte sich 
über Verbände und Gewerk-
schaften mit anderen vernetzen 
und gleichzeitig den Schulter-
schluss innerhalb der eigenen 
Schulgemeinschaft organisie-
ren. Gerade im Fall einer Demo-
kratiegefährdung „von oben“ wä-
ren Diskriminierungsfreiheit 
und demokratische Schulkultur 
besonders konsequent zu ach-
ten. Fachliche und politische 
Professionalität können ebenso 
schützen wie eine strenge Bin-
dung an die Landesverfassung 
und ans Grundgesetz. 

Die politische Ebene 

Zielführender als alle diese Maß-
nahmen wäre jedoch  
 
• die Einführung von Verfas-

sungstreueprüfungen auch 
für Ministerinnen und Mi-
nister über den Amtseid hin-
aus,  

• den Entzug der staatlichen 
Parteienfinanzierung der 
AfD zu prüfen 

• und schließlich ein Partei-
verbotsverfahren nach Art 
21 GG in Betracht zu ziehen. 
Die Gutachten des Bundes-
amtes für Verfassungsschutz 
von 2025 und der Gesell-
schaft für Freiheitsrechte 
von 2026 liefern dafür An-
haltspunkte. 
 

Nun löst ein Parteienverbot kein 
gesellschaftliches Demokratie-
defizit. Der Sachsen-Anhalt-Mo-
nitor 2025 weist auf eine fragile 
demokratische Kultur hin, aber 
auch auf eine stabile grundsätzli-
che Bejahung der Demokratie als 

Staatsform und einen sehr gerin-
gen Anteil gefestigter autokrati-
scher Haltungen. Zweifel beste-
hen bei vielen Menschen vor 
allem an der Leistungsfähigkeit 
demokratischer Institutionen, 
der Vertrauenswürdigkeit politi-
scher Akteure und den Möglich-
keiten politischer Repräsenta-
tion. Die Rückgewinnung der 
„fragilen Demokraten“ ist mög-
lich und wäre auch über ein leis-
tungsfähiges Bildungssystem zu 
denken.  
 
Demokratische Bildungspolitik 
hätte nicht nur Haltung zu zei-
gen, sondern vor allem die Flan-
ken zu schließen, über die die 
AfD angreift.  
 
Welche Chance hätte der Rechts-
extremismus in einem Land, in 
dessen Schulen genügend enga-
giertes Personal arbeitet und die 
Inklusion von Kindern mit Han-
dicap ebenso gelingt wie die In-
tegration Geflüchteter, in dem 
im Umgang mit Gewalt an Schu-
len eine kluge Balance zwischen 
sorgfältiger Prävention und kon-
sequenter Reaktion etabliert ist 
und die Schulbücher nichts kos-
ten? 
 
 

Matthias Aschern 
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